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Trumps Turbulenzen

D
ie internationale Politik er-
lebterneuteinePhaseerheb-
licher Turbulenzen – insbe-

sondere in den Beziehungen der
USAzumNahenOstenundzuEuro-
pa. Die zurückhaltende Reaktion
vieler EU-Staaten auf die Luftan-
griffederUSAundIsraelsgegenden
Iran sowie auf die gezielte Tötung
Ali Chameneis, des obersten geist-
lichen Führers, stieß im Weißen
Haus auf deutliche Verstimmung.

Donald Trump hatte im Wahl-
kampfversprochen,dieVereinigten
Staaten aus militärischen Konflik-
ten herauszuhalten. Mit den massi-
ven Angriffen auf den Iran hat er
nun bereits den siebten Militärein-
satz seiner zweiten Amtszeit ange-
ordnet. Nach den brutal unter-
drücktenProtestenimIranimJanu-
ar, bei denen mehr als 30.000 Men-
schen gezielt ermordet wurden,
entschied sich Trump offenbar, auf
einen Regimewechsel hinzuarbei-
ten. Ein neues nukleares Abkom-
men, das er noch zu Beginn seiner
zweiten Amtszeit angestrebt hatte,
erscheint ihm nicht länger ausrei-
chend.

Bereits 2015 war es einer interna-
tionalen Koalition – unter Beteili-
gung Deutschlands – gelungen, ein
AbkommenzurBegrenzungderira-
nischen Nuklearambitionen zu
schließen. 2018 jedoch zogen sich
die USA unter Trump aus dem Ver-
trag zurück, da er angeblich zu viele
Schlupflöcher enthalte. Teheran
zeigte später wenig Interesse an
neuenVerhandlungenundweigerte
sich vehement, ganz auf sein Nuk-
lear-undRaketenprogrammzuver-
zichten. Im Juni 2025 bombardier-

Die US-Angriffe auf Iran verschärfen die Spannung mit den Europäern – und das
Fehlen einer konsistenten außenpolitischen Strategie des US-Präsidenten

ten Israel und die USA daraufhin
zwölf Tage lang zahlreiche unterir-
dische Nuklearanlagen im Iran. Die
Schädenwarenerheblich,einevoll-
ständige Zerstörung wurde jedoch
nicht erreicht.

Diese Operationen – ebenso wie
die gezielte Tötung des iranischen
Generals Qassem Soleimani im Ja-
nuar 2020 und das kürzliche Kid-
napping des venezolanischen
Machthabers Nicolás Maduro –
scheinen Trump in der Überzeu-
gung bestärkt zu haben, dass den
USA kein Staat der Welt gewachsen
ist. Doch Iran ist fast fünfmal so
großwieDeutschland,zähltrund93
Millionen Einwohner und verfügt
trotz jahrelanger schwerer westli-
cher Sanktionen über beträchtliche
militärische Fähigkeiten. Zudem
kann Teheran auf regionale Ver-
bündete wie die Huthis im Jemen

AMERIKA VERSTEHEN

oder die Hisbollah im Libanon zu-
rückgreifen.

Der Vorsitzende der Joint Chiefs
of Staff, General Dan Caine, soll
Trump gewarnt haben, dass ein
KriegmitdemIranraschdiegesam-
te Region erfassen könnte. Die USA
müssten mit erheblichen Verlusten
rechnen – zumal mehrere Verbün-
deteimNahenOstenÜberflugrech-
te verweigert haben. Hinzu kom-
men Engpässe bei Munition und
einebegrenzteZahlmodernerFlug-
abwehrsysteme wie Patriot und
THAAD. Ein längerer Krieg würde
Washington vor erhebliche militä-
rische und politische Herausforde-
rungen stellen.

Unklar bleiben zudem die lang-
fristigen strategischen Ziele
Trumps. Wie sähe ein Iran nach
einem Regimewechsel aus? Wer
würde die politische Verantwor-
tung übernehmen? Wie ließe sich
verhindern,dassdasLandimChaos
versinktoderentlangreligiöserund
ethnischerBruchlinienzerfällt?Die
katastrophalen Erfahrungen mit
dem Irakkrieg von 2003 geben zu
denken. Damals sollte eine ameri-
kafreundliche Regierung in Bagdad
etabliert werden– stattdessen folg-
ten jahrelange Instabilität, Gewalt
und die Geburt neuer Terrororgani-
sationen.

Auf substanzielle europäische
Unterstützung im Nahen Osten
kann Trump kaum hoffen. Die
transatlantischen Beziehungen be-
findensichweiterhinineinertiefen
Krise. Der Besuch von Bundeskanz-
ler Friedrich Merz in Washington
amDienstagwirdnichteinfachsein.
Bereits auf dem Weltwirtschaftsfo-
ruminDavossprachderkanadische
Premierminister Mark Carney von
einem dauerhaften Bruch. Zwar ge-
lang es den anwesenden Regie-
rungschefs, Trump von seiner Idee
einer amerikanischen Übernahme
Grönlands abzubringen, doch die
Spannungen sind bestehen geblie-
ben.AufderMünchnerSicherheits-
konferenz erklärte Außenminister
Marco Rubio, Europa müsse seine
Schuldgefühle überwinden und
wiederstolzaufseinechristlicheZi-
vilisation und stolze Geschichte
sein. Dann könne man gemeinsam
an einer Reform und Erneuerung
derinternationalenOrdnungarbei-
ten – andernfalls würde Washing-
ton das alleine machen. Die anwe-
sendenPolitikerreagiertenmitBei-
fall, nicht zuletzt weil Rubios Ton

deutlichmoderaterwaralsdierecht
dreiste Rede von Vizepräsident JD
Vance im Vorjahr. Doch irgendwie
schienen die versammelten Politi-
ker nicht erkennen zu wollen, dass
die Trump-Regierung zum Toten-
gräber einer liberal-demokratisch
ausgerichteten transatlantischen
Allianzgewordenist.Beidenvielen
Events der Münchener Sicherheits-
konferenz konnte ich zwar manch
deutliche Kritik an Trumps Politik
hören, doch war das oftmals ver-
bunden mit der rosigen Sicht, wie
sie nicht zuletzt von Nato-General-
sekretär Mark Rutte verbreitet wur-
de, dass alles nicht so schlimm sei.
Letztlich könne man sich nach wie
vor auf Washington verlassen.

Die innenpolitischen Spannun-
gen in den USA erhöhen die Unsi-
cherheit. Dass der Oberste Ge-
richtshof wesentliche Teile von

Trumps Zollpolitik für rechtswid-
rig erklärt hat, stürzt dessen Wirt-
schaftspolitik weiter ins Chaos.
Trumps jüngste, fast zweistündige
Rede zur Lage der Nation war von
zahlreichen Unwahrheiten und
scharfen Attacken gegen politische
Gegner geprägt, die Mitglieder des
Supreme Court eingeschlossen.

Für zusätzliche Turbulenzen in
den USA sorgt dieVeröffentlichung
von Millionen Dokumenten im Zu-
sammenhang mit dem Sexualstraf-
täter Jeffrey Epstein. Zahlreiche
prominente Amerikaner gerieten
in Misskredit, auch wenn ihnen
keine Straftaten nachzuweisen
sind. Trump selbst schien zunächst
unbeschadet zu bleiben. Inzwi-
schen wurde jedoch bekannt, dass
Dokumente einer jungen Frau, die
bereits in den 1980er Jahren
schwere Vorwürfe gegen ihn erho-
ben hatte und mehrfach vom FBI
befragt worden war, seltsamerwei-
se nicht mehr auffindbar sind.
Noch überlagert der Krieg im Na-
hen Osten diese Affäre. Doch die
Frage bleibt, wie lange sich die
außen- und innenpolitischen Kri-
sen voneinander trennen lassen.

Die gegenwärtigen Turbulenzen
und der Irankrieg zeigen vor allem
eines: Eine klare strategische Linie
ist in Washington kaum erkennbar.
Stattdessen prägen kurzfristige
Entscheidungen, hartnäckige per-
sönliche Überzeugungen und Be-
ziehungen sowie innenpolitischer
Druck das Handeln. Für Europa wie
für den Nahen Osten bedeutet das
vor allem eines: anhaltende Unsi-
cherheit und Unberechenbarkeit
der Trump-Administration.

Die Alternative war
leider nicht Frieden

D
ie Hoffnung, dass
Donald Trumps
Verhandler in Genf

zu einer Übereinkunft mit
dem Terror-Regime in Te-
heran gelangen würden,
war nur ein Funke, zu-
nichte gemacht im Feuer-
sturm des Wochenendes.

IsraelhatgemeinsammitdenUSA
zentrale Teile des iranischen Atom-
und Raketenprogramms angegrif-
fen, Führungsstrukturen des Re-
gimes ins Visier genommen, Mas-
sen-Mörder Ajatollah Chamenei ge-
tötet. Teheran feuert zurück. Es gibt
Tote und Verletzte in Israel und
unter US-Soldaten. Raketen und
DrohnenschlageninDubai,Bahrain
oder Katar ein. Deutsche Urlauber
sitzen fest. Eine Region ist in Auf-
ruhr, die Welt hält den Atem an.

Kein Mensch von Vernunft und
Gewissen kann Krieg gutheißen.
Doch die reflexhafte Empörung da-
rüber, mit ihrem Angriff auf den Iran
würden Israel und die USA gefähr-
lich eskalieren und Völkerrecht ver-
letzen, greift ebenso zu kurz wie die
Forderung, Europa müsse jetzt ent-
schieden auf Distanz gehen.

Beides blendet aus, worum es im
Kern geht: Wer setzt einem grausa-
men Regime Grenzen, das nicht nur
seine eigene Bevölkerung massak-

Israel hat das Recht ein Regime anzugreifen, das
Menschen massakriert und mit Vernichtung droht

höher angereichert.
Deutschland, Europa,
zeitweilig auch die USA
haben lange auf Sanktio-
nen, Verhandlungen und
Verträge gesetzt. Doch
der Iran rüstete immer
weiter auf.

Was soll Israel in dieser
Situation tun? Auf die Atombombe
und seine potenzielle Auslöschung
warten? Oder die vielleicht histori-
sche Chance nutzen, das Terror-Re-
gime entscheidend zu schwächen
oder gar zu stürzen?

Staatsterroristen und Massen-
mörder dürfen sich nicht hinter
einem Völkerrecht verschanzen
können,dassieselbstmitFüßentre-
ten. Wer Gewalt exportiert, syste-
matisch internationale Regeln
bricht und anderen offen mit Ver-
nichtung droht, kann nicht erwar-
ten, dass der Bedrohte allein auf die-
se internationalen Regeln vertraut–
so lange, bis die letzte Schwelle
überschritten und es zu spät ist.

Für Deutschland ist das keine abs-
trakte Debatte. Auch die National-
sozialisten haben ihre Vernich-
tungsabsichten nie versteckt. Der
Holocaust kam nicht überraschend.
Er war vorher angekündigt, ideolo-
gisch vorbereitet, wurde Schritt für
Schritt umgesetzt – dabei aber von
vielen zu lange verharmlost, igno-
riert und letztlich geschehen lassen:
bis die deutsche Vernichtungsma-
schinerie über sechs Millionen Jü-
dinnen und Juden ermordete.

Ein israelischer Freund schrieb
gestern aus dem Schutzraum seines
Hauses: „Geschichte wiederholt
sich nicht in identischer Form –
dochsiefragt jedeGeneration,obsie
bereit ist,aus ihrzulernen.DerPreis
des Ignorierens erklärter Absichten
wurde schon einmal bezahlt. Die
Verantwortung unserer Generation
bestehtdarin,diesenFehlernichtzu
wiederholen.“

Der Jubel vieler Iranerinnen und
Iraner über den Tod Chameneis soll-
te jene zumindest kurz innehalten
lassen, die nicht seit Jahren in
Schutzbunker flüchten müssen,
aber fernab jeder Bedrohung immer
wieder reflexartig eine moralische
Überlegenheit gegenüber Israel für
sich beanspruchen.

Die Alternative zu diesem Krieg
war leider nicht Frieden.
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riert, sondern auch seit Jahrzehnten
offen die Auslöschung Israels pre-
digt und plant?

Seit 1979 ist die Vernichtung Is-
raels iranische Staatsideologie. Pa-
rallel dazu baute das Mullah-Re-
gime sein Raketen- und Drohnenar-
senal aus, destabilisierte ganze Län-
der,unterstützteundbewaffnetedie
Hisbollah, Hamas, Huthi-Rebellen
und andere Milizen. Der 7. Oktober
2023, das größte Massaker an Juden
seit dem Holocaust, wäre ohne die
Unterstützung aus Teheran nicht
denkbar gewesen.

Gleichzeitig wurde das Atompro-
gramm mit wachsender Geschwin-
digkeit vorangetrieben, Uran immer

Starmers
unklarer Kurs

D
as Ergebnis der Nachwahl in
Gorton and Denton im Südos-
ten von Manchester ist für

Premierminister Keir Starmer ein
politischesDesaster.Labourlandete
auf dem dritten Platz und wurde da-
beivonrechtsundvonlinksgeschla-
gen: von Reform UK und von den er-
starkten Grünen, die einen histori-
schenSiegerrangen.DieVerantwor-
tung dafür trägt der Regierungschef
selbst.Nach14Jahrenkonservativer
RegierunghatteereinenNeuanfang
versprochen. Doch ein Bruch benö-
tigt eine Richtung – und die fehlt.

Wirtschaftspolitisch war sein An-
satz von Beginn an von Vorsicht ge-
prägt. Starmer setzte auf fiskalische
Disziplin, um Labour wirtschaftli-
che Glaubwürdigkeit zu verschaf-
fen. Als diese Linie jedoch Kürzun-
gen bei Sozialleistungen nach sich
zog, regtesichWiderstandimlinken
Parteiflügel. Die Regierung ruderte
zurück, änderte Details und ver-
suchte, die Maßnahmen als ausge-
wogen darzustellen. Ein überzeu-
gendes Narrativ entstand nicht.

Seit Monaten versucht Starmer
zudem, der rechtspopulistischen
Partei Reform UK unter dem einsti-
gen Brexit-Treiber Nigel Farage den
Wind aus den Segeln zu nehmen, in-
dem er sich ihr rhetorisch annähert.
Er kündigte eine härtere Migrations-
politik an, um den Populisten ihr
zentrales Thema streitig zu machen.
Doch wer diesen Kurs will, wählt das
Original. Der Regierungschef beton-
te zwar auch seine Distanz zu den
Rechten, herausgekommen ist je-
doch ein zweifelhafter Zwischen-
kurs, den seine Stammwähler ableh-
nen.

Die Wahl in Manchester zeigt zu-
dem, dass eine taktische Politik der
Mitte in einer zunehmend polari-
sierten Gesellschaft nicht mehr un-
bedingt honoriert wird. Viele Wäh-
ler, die der frühere Labour-Chef Je-
remy Corbyn einst mit seiner klar
linken und sozialstaatlichen Agen-
da mobilisierte, wenden sich nun of-
fenbar den Grünen zu. Dort sehen
sie ein eindeutigeres Programm, das
sie überzeugt.

In der Labour-Partei wächst der
Unmut. Starmer muss einen eindeu-
tigeren Kurs einschlagen. Tut er dies
nicht, werden andere die Entschei-
dung für ihn treffen. Viel Zeit bleibt
nicht: Die Kommunalwahlen An-
fang Mai gelten als letzter Stim-
mungstest. Und mögliche Nachfol-
ger bringen sich längst in Stellung.

Der britische Premier
kämpft um seine

politische Autorität
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O tempora, o mores! Heiko Sakurai

Wie soll dieser Krieg enden?

U
S-Präsident Trump
hat gute Gründe,
gemeinsam mit Is-

rael die Herrscher im Iran
auszubremsen. Das aktu-
elle Vorgehen der Ameri-
kaner ist dennoch falsch.
Denn sie wissen offen-
sichtlich nicht, wo und
wann ihr Angriff enden soll.

Das iranischeVolk hat der US-Prä-
sident aufgefordert, sich die Macht
imeigenenLandzunehmen.„Ichsa-
ge dem stolzen Volk des Iran, dass
die Stunde eurer Freiheit bevor-
steht.“ Das ist ein zynischer Satz.

Das aktuelle Vorgehen der Amerikaner ist falsch

Wer soll denn an die Macht? Die
zweite Reihe des Terror-Regimes,
ähnlich, wie es die USA inVenezuela
haben geschehen lassen?

Wie sich am zweiten Tag des An-
griffs zeigt, sind die Mullahs auf den
Tag X vorbereitet. Sie bilden ein
Übergangsregime und organisieren
auf den Straßen Trauer um Chame-
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nei. Wenn Trump tatsäch-
lich einen Regimewechsel
anstrebt, wird das ein lan-
ger Krieg. Die iranische
Opposition ist zersplit-
tert. Der Sohn des im Exil
lebenden früheren Schah
ist nur die Projektionsflä-
che für ein freies Leben. In

Wahrheit ist die Bevölkerung in
ihren religiösen Anschauungen und
in ihren ethnischen Abstammungen
zerrissen. Nicht umsonst haben
Saudi-Arabien, Katar und andere bis
zum Schluss versucht, die Amerika-
ner davon abzuhalten, ihren unbe-
liebten Nachbarn anzugreifen.

DieUSAsindindiesemKriegnicht
nur der große Verbündete Israels.
Sie haben eigene Interessen. Das
macht die Lage so gefährlich. Es ist
unklar, wie lange China und Russ-
land tatenlos zuschauen. Gleiches
gilt für das Nato-Mitglied Türkei,
das dem Iran nahe steht.

Für Donald Trump birgt sein Vor-
gehen auch innenpolitisch Risiken.
Er hat seiner Maga-Bewegung zuge-
sagt, dass sich die USA aus interna-
tionalen Konflikten zurückziehen
und keine neuen Kriege beginnen.
DiesesVersprechen bricht er nun. Es
wird seine Umfragewerte erneut
dämpfen.
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Ein längerer Krieg
würde die USA vor

erhebliche militärische
und politische
Herausforderungen
stellen

Noch überlagert
der Krieg im

Nahen Osten die Affäre
um den Sexualstraftäter
Jeffrey Epstein und
Trumps Verwicklung

Staatsterroristen
dürfen sich nicht

hinter Völkerrecht
verschanzen können

Die USA haben
eigene Interessen.

Das macht die Lage so
gefährlich
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